
 

 

 

 

 

 

 

  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Bonn, 30. Juni 2025 

DPVKOM fordert Arbeitserleichterungen bei Hitze! 
 
Bei (hoch-)sommerlichen Temperaturen stellen sich viele Beschäftigte die Frage, wie sie sich wirksam vor der Hitze schützen kön-
nen. Hinsichtlich der Arbeitsbedingungen im Sommer gelten – wie auch zu allen anderen Jahreszeiten – formal das Arbeitsschutz-
recht und die Arbeitsstättenverordnung. Zu den wichtigsten Bestimmungen und Vorgaben für die Arbeit bei Hitze zählen 
unter anderem: 

• Eine bestimmte Außentemperatur, ab der vielleicht ein Recht auf „hitzefrei“ abgeleitet werden kann, existiert nicht.  

• Laut Arbeitsstättenverordnung soll die Lufttemperatur in Arbeits- und Sozialräumen 26 Grad Celsius nicht überschreiten. 
Andernfalls ist der Raum mit geeigneten Sonnenschutzsystemen auszurüsten. Wenn dies nicht eingehalten wird können 
sich Beschäftige bei der Fachkraft für Arbeitssicherheit, beim Betriebsrat oder beim Gesundheitsausschuss melden. Natür-
lich kann man sich auch direkt an den Arbeitgeber wenden und auf Abhilfe drängen. 

 
Betriebsräte haben generell bezüglich des Arbeitsschutzes konkrete Mitbestimmungsrechte. So kann das Gremium vom Unterneh-
men auch bei sommerlicher Hitze Abhilfemaßnahmen verlangen und Betriebsvereinbarungen hierzu abschließen. In Betriebsverein-
barungen könnte beispielsweise geregelt werden, bis zu welchen Temperaturen überhaupt gearbeitet werden darf und ob es Erleich-
terungen beim Tragen von Dienst- und Schutzkleidung gibt. Bei der Deutschen Post existieren bereits jetzt schon Betriebsvereinba-
rungen, die bei großer Hitze keine Pflicht zur Ableistung von Überstunden vorsehen. Sollte der Arbeitgeber keine oder nur unzu-
reichende Maßnahmen ergreifen oder der Abschluss einer Betriebsvereinbarung nicht möglich sein, kann der Betriebsrat sogar die 
Einigungsstelle anrufen und damit Verhandlungen erzwingen.  
 
Dessen ungeachtet fordert die DPVKOM vom Arbeitgeber Deutsche Post: 

• Frühere Dienstbeginne! Aufgrund der besseren Steuerbarkeit und dem Wegfall der E+1-Maßgabe wäre dies auch logistisch 
in Brief- und Paketzentren steuerbar. 

• Bereitstellung von kostenlosem Wasser und eine Regelung, um bundesweit einheitlich bezahlte Extrapausen gewähren zu 
können. 

• Eine bundesweit einheitliche Regelung, dass bei großer Hitze alle Beschäftigten von Überstunden befreit sind. 
 
 



 


